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GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Gesetz zur Änderung des Straßengesetzes 

Vom 5. Februar 2019

Der Landtag hat am 30. Januar 2019 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Straßengesetzes

Das Straßengesetz in der Fassung vom 11. Mai 1992 
(GBl. S. 330, ber. S. 683), das zuletzt durch Artikel 67 
der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 107) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	§ 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »(1) Die Straßen werden nach ihrer Verkehrsbe-
deutung in folgende Gruppen eingeteilt:

	 1.	 Landesstraßen; das sind

	 a) � Straßen, die untereinander oder zusammen 
mit Bundesfernstraßen ein Verkehrsnetz 
bilden und vorwiegend dem durchgehenden 
Verkehr innerhalb des Landes dienen oder 
zu dienen bestimmt sind, sowie

	 b) � Radschnellverbindungen, die eine regionale 
oder überregionale Verbindungsfunktion 
erfüllen und für die eine der Verkehrsbe-

deutung entsprechende Verkehrsnachfrage 
insbesondere im Alltagsradverkehr gegeben 
oder zu erwarten ist,

	 2.	 Kreisstraßen; das sind

	 a) � Straßen, die vorwiegend dem überörtlichen 
Verkehr zwischen benachbarten Kreisen 
oder innerhalb eines Kreises dienen oder zu 
dienen bestimmt sind, ferner die für den 
Anschluss einer Gemeinde an überörtliche 
Verkehrswege erforderlichen Straßen, so-
wie

	 b) � Radschnellverbindungen, die eine nahräu-
mige und gemeindeübergreifende Verbin-
dungsfunktion erfüllen und für die eine der 
Verkehrsbedeutung entsprechende Ver-
kehrsnachfrage insbesondere im Alltagsrad-
verkehr gegeben oder zu erwarten ist,

	 3.	 Gemeindestraßen; das sind

	 a) � Straßen, die vorwiegend dem Verkehr zwi-
schen benachbarten Gemeinden oder inner-
halb der Gemeinden dienen oder zu dienen 
bestimmt sind, sowie

	 b) � Radschnellverbindungen, soweit sie nicht 
Landes- oder Kreisstraßen gemäß Nummer 1 
Buchstabe b oder Nummer 2 Buchstabe b 
sind.«
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b)	 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe b wird wie folgt ge-
fasst:

	 »Radwege, soweit sie nicht Bestandteil einer ande-
ren öffentlichen Straße oder einer Radschnellver-
bindung gemäß Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b 
oder Nummer 2 Buchstabe b sind.«

2.	Nach § 16 wird folgender § 16 a eingefügt:

	 »§ 16 a

	 Sondernutzung durch Carsharing

	 (1) Die ausschließliche Nutzung einer Fläche durch 
einen oder mehrere Carsharinganbieter gilt als Son-
dernutzung, für die nach Maßgabe der folgenden Ab
sätze eine Sondernutzungserlaubnis erteilt werden 
kann.

(2) Im Sinne dieser Vorschrift ist

1. � ein Carsharingfahrzeug ein Kraftfahrzeug, das ei-
ner unbestimmten Anzahl von Personen auf der 
Grundlage einer Rahmenvereinbarung und einem 
die Energiekosten mit einschließenden Zeit- oder 
Kilometertarif oder Mischformen solcher Tarife 
angeboten und selbstständig reserviert und genutzt 
werden kann,

2. � ein Carsharinganbieter eine Rechtsperson unab-
hängig von ihrer Rechtsform, die Carsharingfahr-
zeuge stationsunabhängig oder stationsbasiert zur 
Nutzung für eine unbestimmte Anzahl von Perso-
nen nach allgemeinen Kriterien anbietet, wobei 
Mischformen der Angebotsmodelle möglich sind.

	 (3) Für die Sondernutzung im Sinne des Absatzes 1 
können geeignete Flächen einer Ortsdurchfahrt im 
Zuge einer Landes- oder Kreisstraße sowie an Ge-
meindestraßen bestimmt werden. Die Flächen sind so 
zu bestimmen, dass die Funktion der Landes-, Kreis- 
oder Gemeindestraße und die Belange des öffentlichen 
Personennahverkehrs nicht beeinträchtigt werden so-
wie die Anforderungen an die Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs gewahrt sind.

	 (4) Die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis hat in 
einem diskriminierungsfreien und transparenten Aus-
wahlverfahren zu erfolgen, das öffentlich bekannt zu 
machen ist. Die Teilnahme am Auswahlverfahren 
kann von bestimmten Anforderungen abhängig ge-
macht werden. Ferner ist festzulegen, wie verfahren 
wird, wenn pro Fläche mehr als ein Carsharinganbie-
ter einen Antrag auf Sondernutzungserlaubnis stellt. 

	 (5) Die Informationen über das vorgesehene Auswahl-
verfahren sind ortsüblich bekannt zu machen. Die 
Bekanntmachung muss alle für die Teilnahme an dem 
Auswahlverfahren erforderlichen Informationen ent-
halten, insbesondere Informationen über den vorge
sehenen Ablauf des Auswahlverfahrens, mögliche 
Anforderungen an die zu erbringende Leistung sowie 
die Mitteilung über die Vorgehensweise hinsichtlich 

der Auswahl der Carsharinganbieter, wenn pro Fläche 
mehr als ein Carsharinganbieter einen Antrag auf 
Sondernutzungserlaubnis stellt. Die Bekanntmachung 
muss zudem die vorgesehene Dauer der Sonder
nutzung enthalten. 

	 (6) Die Sondernutzungserlaubnis kann auch mit Auf-
lagen zur Verminderung oder Vermeidung von Um-
weltbelastungen durch Carsharingfahrzeuge versehen 
werden. Sie ist befristet auf längstens acht Jahre zu 
erteilen. Nach Ablauf der Geltungsdauer der Sonder-
nutzungserlaubnis ist eine Verlängerung oder Neuer-
teilung nur nach Durchführung eines erneuten Aus-
wahlverfahrens nach Absatz 4 möglich. Die Sonder-
nutzungserlaubnis ist zu widerrufen, wenn der Car
sharinganbieter die auf Grund von Absatz 5 Satz 2 
formulierten Anforderungen nicht mehr erfüllt.

	 (7) Eine nach den vorstehenden Absätzen erteilte Son-
dernutzungserlaubnis kann auch die Befugnis ver
leihen, dass die oder der Sondernutzungsberechtigte 
geeignete bauliche Vorrichtungen für das Sperren der 
Fläche für Nichtbevorrechtigte anbringen kann. Die 
oder der Sondernutzungsberechtigte hat sich bei dem 
Anbringen geeigneter Fachunternehmen zu bedienen.

	 (8) § 8 Absatz 1 Satz 1 und 6 und Absatz 2, 2 a und 3 
des Bundesfernstraßengesetzes gelten entsprechend.

	 (9) Gemeinden können die Voraussetzungen für sowie 
Art und Umfang der Sondernutzung im Rahmen des 
Carsharing nach Maßgabe dieser Vorschrift durch Sat-
zung regeln.«

3.	§ 22 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird nach Buchstabe 
b folgender Buchstabe c eingefügt:

	 »c) � längs von Radschnellverbindungen in einer 
Entfernung bis zu fünf Meter,«

b)	 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

	 »1.	bauliche Anlagen

		  a) � längs der Landesstraßen in einer Entfernung 
bis zu 40 Meter,

		  b) � längs der Kreisstraßen in einer Entfernung 
bis zu 30 Meter,

		  c) � längs von Radschnellverbindungen in der 
Baulast des Landes oder eines Kreises in ei-
ner Entfernung bis zu 10 Meter

	 in den Fällen der Buchstaben a und b jeweils 
vom äußeren Rand der befestigten, für den 
Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn 
sowie im Fall des Buchstaben c vom äußeren 
Rand der befestigten Fahrbahn gemessen, er-
richtet, erheblich geändert oder anders genutzt 
werden sollen,«

c)	 In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter »§ 2 Abs. 8 
der Landesbauordnung« durch die Wörter »§ 2 Ab-
satz 9 der Landesbauordnung« ersetzt.
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4.	In § 32 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter »§ 31 des 
Wasserhaushaltsgesetzes« durch die Wörter »§ 67 des 
Wasserhaushaltsgesetzes« ersetzt.

5.	§ 37 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden die Wörter »Landesgesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung« durch die 
Wörter »Umweltverwaltungsgesetz (UVwG)« er-
setzt.

b)	 In Satz 2 werden die Wörter »§ 3 a des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung« durch 
»§ 5 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung« sowie »§ 2 Abs. 1 Nr. 3 des Landes-
gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung« 
durch »§ 7 Absatz 3 UVwG« ersetzt.

6.	In § 38 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter »Landesge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung« durch 
das Wort »Umweltverwaltungsgesetz« ersetzt.

7.	§ 51 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) � Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1 a) ein-
gefügt:

»1.a) � Unterhaltung von Maßnahmen nach den 
§§ 15 Absatz 4, 30 Absatz 3, 34 Absatz 5, 44 
Absatz 5 Satz 2 und 45 Absatz 7 Satz 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) so-
wie von Maßnahmen nach § 15 Absatz 1 
BNatSchG in Verbindung mit § 15 Absatz 3 
des Naturschutzgesetzes,« 

b) � Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 einge-
fügt:

»4. � Werden Verkehrszeichen oder Verkehrsein-
richtungen für eine Veranstaltung nach § 29 
Absatz 2 der Straßenverkehrs-Ordnung 
(StVO) durch die Straßenverkehrsbehörde an-
geordnet, kann die untere Straßenbaubehörde 
abweichend von Absatz 2 Nummer 3 der Ge-
meinde, in der die Veranstaltung stattfindet, 
mit deren Einverständnis die Zuständigkeit für 
die Beschaffung, Anbringung, Unterhaltung 
und Entfernung sowie für den Betrieb der 
Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen 
im Sinne des § 45 Absatz 5 Satz 1 StVO über-
tragen.«

c)	 Die bisherigen Nummern 4 bis 6 werden die Num-
mern 5 bis 7.

8.	§ 53 c wird wie folgt gefasst:

	 »Für Entscheidungen und Maßnahmen bei der Benut-
zung von Straßen nach dem Abschnitt 3, Unterab-
schnitt 1 des Telekommunikationsgesetzes sind die 
Straßenbaubehörden nach § 50 Absatz 3 und § 53 b 
Absatz 2 Satz 1 zuständig. § 50 Absatz 5 bleibt unbe-
rührt.«

9.	Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 5. Februar 2019

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Strobl	 Sitzmann

	 Dr. Eisenmann	 Bauer	

	 Untersteller	 Dr. Hoffmeister-Kraut

	 Lucha	 Wolf

		  Hermann

Gesetz zum Zweiundzwanzigsten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Vom 5. Februar 2019

Der Landtag hat am 30. Januar 2019 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zum Zweiundzwanzigsten  
Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Dem zwischen dem 15. und 26. Oktober 2018 unter-
zeichneten Zweiundzwanzigsten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag zwischen dem Land Baden-Württemberg, 
dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, dem Land Bran-
denburg, der Freien Hansestadt Bremen, der Freien und 
Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem Land 
Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen, 
dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Rheinland-
Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem Land 
Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-Holstein und dem 
Freistaat Thüringen wird zugestimmt. Der Staatsvertrag 
wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

Inkrafttreten, Bekanntmachungen

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Zweiundzwanzigste Rundfunk
änderungsstaatsvertrag nach seinem Artikel 2 Absatz 2 
Satz 1 in Kraft tritt, ist im Gesetzblatt bekannt zu geben. 
Für den Fall, dass der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 
Absatz 2 Satz 2 gegenstandslos wird, ist dies im Gesetz-
blatt bekannt zu geben.
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 5. Februar 2019

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Strobl	 Sitzmann

	 Dr. Eisenmann	 Bauer	

	 Untersteller	 Dr. Hoffmeister-Kraut

	 Lucha	 Hauk

	 Wolf	 Hermann

Zweiundzwanzigster Staatsvertrag 
zur Änderung rundfunkrechtlicher 

Staatsverträge (Zweiundzwanzigster  

Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt 
geändert durch den Einundzwanzigsten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 5. bis 18. Dezember 2017, wird 
wie folgt geändert:

1.	Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a)	 In der Angabe zu § 11 d wird das Wort »Telemedien« 
durch das Wort »Telemedienangebote« ersetzt.

b)	 In der Angabe zu § 11 f werden die Wörter »sowie 
neue oder veränderte Telemedien« gestrichen.

c)	 Nach der Angabe zu § 64 wird folgende Angabe 
angefügt:

	 »§ 65 �Übergangsbestimmung für Telemedien
konzepte«.

2.	§ 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 19 wird wie folgt neu gefasst:

»19. � unter öffentlich-rechtlichen Telemedienange-
boten zu verstehen: von den in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunkan-
stalten, dem ZDF und dem Deutschlandradio 
jeweils nach Maßgabe eines nach § 11 f Abs. 4 
durchgeführten Verfahrens angebotene Tele-
medien, die journalistisch-redaktionell veran-
lasst und journalistisch-redaktionell gestaltet 
sind, Bild, Ton, Bewegtbild, Text und inter-
netspezifische Gestaltungsmittel enthalten 
können und diese miteinander verbinden.«

b)	 Nummer 20 wird aufgehoben.

3.	In § 11 a Abs. 1 Satz 1 wird das Wort »Telemedien« 
durch das Wort »Telemedienangebote« ersetzt.

4.	§ 11 d wird wie folgt neu gefasst:

»§ 11 d 

Telemedienangebote

	 (1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
bieten Telemedienangebote nach Maßgabe des § 2 
Abs. 2 Nr. 19 an.

	 (2) Der Auftrag nach Absatz 1 umfasst insbesondere

1.	 Sendungen ihrer Programme auf Abruf vor und 
nach deren Ausstrahlung sowie eigenständige audio
visuelle Inhalte,

2.	 Sendungen ihrer Programme auf Abruf von euro
päischen Werken angekaufter Spielfilme und ange-
kaufter Folgen von Fernsehserien, die keine Auf-
tragsproduktionen sind, bis zu dreißig Tage nach 
deren Ausstrahlung, wobei die Abrufmöglichkeit 
grundsätzlich auf Deutschland zu beschränken ist,

3.	 Sendungen ihrer Programme auf Abruf von Groß
ereignissen gemäß § 4 Abs. 2 sowie von Spielen der 
1. und 2. Fußball-Bundesliga bis zu sieben Tage 
danach,

4.	 zeit- und kulturgeschichtliche Archive mit infor-
mierenden, bildenden und kulturellen Telemedien.

	 Im Übrigen bleiben Angebote nach Maßgabe der 
§§ 16 a bis 16 e unberührt.

	 (3) Durch die zeitgemäße Gestaltung der Telemedien-
angebote soll allen Bevölkerungsgruppen die Teilhabe 
an der Informationsgesellschaft ermöglicht, Orientie-
rungshilfe geboten, Möglichkeiten der interaktiven 
Kommunikation angeboten sowie die technische und 
inhaltliche Medienkompetenz aller Generationen und 
von Minderheiten gefördert werden. Diese Gestaltung 
der Telemedienangebote soll die Belange von Men-
schen mit Behinderungen besonders berücksichtigen, 
insbesondere in Form von Audiodeskription, Bereit-
stellung von Manuskripten oder Telemedien in leichter 
Sprache.
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	 (4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
bieten ihre Angebote in möglichst barrierefrei zugäng-
lichen elektronischen Portalen an und fassen ihre Pro-
gramme unter elektronischen Programmführern zu-
sammen. Soweit dies zur Erreichung der Zielgruppe 
aus journalistisch-redaktionellen Gründen geboten ist, 
können sie Telemedien auch außerhalb des dafür je-
weils eingerichteten eigenen Portals anbieten. Die in 
der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, das ZDF und das Deutschlandradio sollen 
ihre Telemedien, die aus journalistisch-redaktionellen 
Gründen dafür geeignet sind, miteinander vernetzen, 
insbesondere durch Verlinkung. Sie sollen auch auf In-
halte verlinken, die Einrichtungen der Wissenschaft 
und Kultur anbieten und die aus journalistisch-redak
tionellen Gründen für die Telemedienangebote geeig-
net sind.

	 (5) Nicht zulässig sind in Telemedienangeboten:

1.	 Werbung und Sponsoring,

2.	 das Angebot auf Abruf von angekauften Spiel
filmen und angekauften Folgen von Fernsehserien, 
die keine Auftragsproduktionen sind mit Aus
nahme der in Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 genannten euro
päischen Werke,

3.	 eine flächendeckende lokale Berichterstattung,

4.	 die in der Anlage zu diesem Staatsvertrag aufge-
führten Angebotsformen.

	 (6) Werden Telemedien von den in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, dem ZDF 
oder dem Deutschlandradio außerhalb des von ihnen 
jeweils eingerichteten eigenen Portals verbreitet, sol-
len sie für die Einhaltung des Absatzes 5 Nr. 1 Sorge 
tragen. Durch die Nutzung dieses Verbreitungswegs 
dürfen sie keine Einnahmen durch Werbung und 
Sponsoring erzielen.

	 (7) Die Telemedienangebote dürfen nicht presseähn-
lich sein. Sie sind im Schwerpunkt mittels Bewegtbild 
oder Ton zu gestalten, wobei Text nicht im Vorder-
grund stehen darf. Angebotsübersichten, Schlagzeilen, 
Sendungstranskripte, Informationen über die jeweilige 
Rundfunkanstalt und Maßnahmen zum Zweck der 
Barrierefreiheit bleiben unberührt. Unberührt bleiben 
ferner Telemedien, die der Aufbereitung von Inhalten 
aus einer konkreten Sendung einschließlich Hinter-
grundinformationen dienen, soweit auf für die jewei-
lige Sendung genutzte Materialien und Quellen zu-
rückgegriffen wird und diese Angebote thematisch 
und inhaltlich die Sendung unterstützen, begleiten und 
aktualisieren, wobei der zeitliche und inhaltliche Be-
zug zu einer bestimmten Sendung im jeweiligen Tele
medienangebot ausgewiesen werden muss. Auch bei 
Telemedien nach Satz 4 soll nach Möglichkeit eine 
Einbindung von Bewegtbild oder Ton erfolgen. Zur 
Anwendung der Sätze 1 bis 5 soll von den öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten und den Spitzenver-

bänden der Presse eine Schlichtungsstelle eingerichtet 
werden.«

5.	§ 11 e wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) � Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

»Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das 
Deutschlandradio erlassen jeweils Satzungen 
oder Richtlinien zur näheren Durchführung ih-
res jeweiligen Auftrags sowie für das Verfahren 
zur Erstellung von Konzepten für Telemedien-
angebote und das Verfahren für neue Teleme-
dienangebote oder wesentliche Änderungen.«

bb) � Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:

»Die Satzungen oder Richtlinien sind im Inter-
netauftritt der in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, des ZDF oder 
des Deutschlandradio zu veröffentlichen.«

b)	 In Absatz 2 wird die Angabe » , erstmals am 1. Ok-
tober 2004,« gestrichen.

c)	 In Absatz 3 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

	 »Dabei ist auch darzustellen, in welcher Weise der 
Protokollerklärung aller Länder zu § 11 d Abs. 2 
Rechnung getragen wird.«

6.	§ 11 f wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift werden die Wörter »sowie neue 
oder veränderte Telemedien« gestrichen.

b)	 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

	 »(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio konkretisieren die inhaltliche Ausrich-
tung ihrer geplanten Telemedienangebote nach 
§ 11 d jeweils in Telemedienkonzepten, die Ziel-
gruppe, Inhalt, Ausrichtung, Verweildauer, die Ver-
wendung internetspezifischer Gestaltungsmittel so-
wie die Maßnahmen zur Einhaltung des § 11 d 
Abs. 7 Satz 1 näher beschreiben. Es sind angebots-
abhängige differenzierte Befristungen für die Ver
weildauern vorzunehmen mit Ausnahme der Ar-
chive nach § 11 d Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, die unbefristet 
zulässig sind. Sollen Telemedien auch außerhalb 
des eingerichteten eigenen Portals angeboten wer-
den, ist dies zu begründen. Die insoweit vorgesehe-
nen Maßnahmen zur Berücksichtigung des Jugend
medienschutzes, des Datenschutzes sowie des § 11 d 
Abs. 6 Satz 1 sind zu beschreiben.«

c)	 In Absatz 2 wird das Wort »Telemedien« durch das 
Wort »Telemedienangebote« ersetzt.

d)	 Die Absätze 3 und 4 werden wie folgt neu gefasst:

	 »(3) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio legen in den Satzungen oder Richtlinien 
übereinstimmende Kriterien fest, in welchen Fällen 
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ein neues oder die wesentliche Änderung eines Te-
lemedienangebots vorliegt, das nach dem nachste-
henden Verfahren der Absätze 4 bis 7 zu prüfen ist. 
Eine wesentliche Änderung liegt insbesondere vor, 
wenn die inhaltliche Gesamtausrichtung des Tele-
medienangebots oder die angestrebte Zielgruppe 
verändert wird. Das Verfahren der Absätze 4 bis 7 
bezieht sich bei wesentlichen Änderungen allein 
auf die Abweichungen von den bisher veröffent-
lichten Telemedienkonzepten.

	 (4) Ist ein neues Telemedienangebot nach Absatz 1 
oder die wesentliche Änderung eines bestehenden 
Telemedienangebots nach Absatz 3 geplant, hat die 
Rundfunkanstalt gegenüber ihrem zuständigen 
Gremium darzulegen, dass das geplante, neue Tele-
medienangebot oder die wesentliche Änderung 
vom Auftrag umfasst ist. Es sind Aussagen darüber 
zu treffen,

1.	 inwieweit das neue Telemedienangebot oder 
die wesentliche Änderung den demokratischen, 
sozialen und kulturellen Bedürfnissen der Ge-
sellschaft entspricht,

2.	 in welchem Umfang durch das neue Tele
medienangebot oder die wesentliche Änderung 
in qualitativer Hinsicht zum publizistischen 
Wettbewerb beigetragen wird und

3.	 welcher finanzielle Aufwand für das neue Tele
medienangebot oder die wesentliche Änderung 
erforderlich ist.

	 Dabei sind Quantität und Qualität der vorhandenen 
frei zugänglichen Telemedienangebote, die Auswir-
kungen auf alle relevanten Märkte des geplanten, 
neuen Telemedienangebots oder der wesentlichen 
Änderung sowie jeweils deren meinungsbildende 
Funktion angesichts bereits vorhandener vergleich-
barer frei zugänglicher Telemedienangebote, auch 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, zu berück-
sichtigen.«

e)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter »oder veränderten 
Angebots« durch die Wörter »Telemedienan-
gebots oder einer wesentlichen Änderung« er-
setzt.

bb)	In Satz 4 werden die Wörter »marktlichen Aus-
wirkungen« durch die Wörter »Auswirkungen 
auf alle relevanten Märkte« ersetzt.

f)	 Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter »oder veränderten 
Angebots« durch die Wörter »Telemedien
angebots oder einer wesentlichen Änderung« 
ersetzt.

bb)	In Satz 3 werden die Wörter »oder veränderte 
Angebot« durch die Wörter »Telemedienange-
bot oder die wesentliche Änderung« ersetzt.

g)	 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

	 »Nach Abschluss des Verfahrens nach den Ab-
sätzen 5 und 6 und nach Prüfung durch die für 
die Rechtsaufsicht zuständige Behörde ist die 
Beschreibung des neuen Telemedienangebots 
oder der wesentlichen Änderung im Internet
auftritt der in der ARD zusammengeschlos
senen Landesrundfunkanstalten, des ZDF oder 
des Deutschlandradio zu veröffentlichen.«

bb)	Es wird folgender neuer Satz 3 angefügt:

	 »In den amtlichen Verkündungsblättern der be-
troffenen Länder ist zugleich auf die Veröffent-
lichung im Internetauftritt der jeweiligen Rund-
funkanstalt hinzuweisen.«

7.	Nach § 64 wird folgender § 65 angefügt:

»§ 65

Übergangsbestimmung für Telemedienkonzepte

	 Die zum 1. Mai 2019 nach § 11 f Abs. 7 veröffentlich-
ten Telemedienkonzepte bleiben unberührt.«

8.	Die Anlage (zu § 11 d Abs. 5 Satz 4 des Rundfunk-
staatsvertrages) wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift wird das Wort »Satz« durch das 
Wort »Nr.« ersetzt.

b)	 In Nummer 1 wird das Wort »Anzeigenportale« 
durch das Wort »Anzeigenrubriken« ersetzt.

c)	 In Nummer 3 wird das Wort »Preisvergleichs
portale« durch das Wort »Preisvergleichsrubriken« 
ersetzt.

d)	 In Nummer 4 werden die Wörter »Bewertungs
portale für« durch die Wörter »Rubriken für die 
Bewertung von« ersetzt.

e)	 Nummer 6 wird wie folgt neu gefasst:

	 »6. Ratgeberrubriken ohne Bezug zu Sendungen,«.

f)	 Nummer 12 wird wie folgt neu gefasst:

	 »12. � Verlinkungen ohne redaktionelle Prüfung und 
Verlinkungen, die unmittelbar zu Kaufauffor-
derungen führen mit der Ausnahme von Ver-
linkungen auf eigene audiovisuelle Inhalte 
kommerzieller Tochtergesellschaften,«.

g)	 Nummer 13 wird wie folgt neu gefasst:

	 »13. � Musikdownload von kommerziellen Fremd-
produktionen; dies gilt nicht soweit es sich um 
ein zeitlich befristetes aktionsbezogenes An-
gebot zum Download von Musiktiteln han-
delt,«.

h)	 In Nummer 14 werden die Wörter »ohne Sen-
dungsbezug« durch die Wörter »ohne Bezug zu 
einer Sendung« ersetzt.

i)	 Nummer 15 wird wie folgt neu gefasst:

	 »15. Fotodownload ohne Bezug zu einer Sendung,«.
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j)	 In Nummer 16 wird das Wort »sendungsbezogene« 
durch die Wörter »auf eine Sendung bezogene« er-
setzt.

k)	 In Nummer 17 Satz 1 werden die Wörter »ohne 
Sendungsbezug« durch die Wörter »ohne Bezug zu 
Sendungen« ersetzt.

Artikel 2

Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1 geänderten Staats-
vertrages sind die dort vorgesehenen Kündigungsvor-
schriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 1. Mai 2019 in Kraft. 
Sind bis zum 30. April 2019 nicht alle Ratifikations
urkunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der 
Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der 
Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung 
der Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Rundfunkstaatsvertrages in der Fassung, die sich aus Ar-
tikel 1 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern:

München, den 18. 10. 2018	 Markus Söder

Für das Land Berlin:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Michael Müller

Für das Land Brandenburg:

Potsdam, den 26. 10. 2018	 D. Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Bremen, den 26. 10. 2018	 C. Sieling

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Peter Tschentscher

Für das Land Hessen:

Wiesbaden, den 15. 10. 2018	 Volker Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Manuela Schwesig

Für das Land Niedersachsen:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Armin Laschet

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Malu Dreyer

Für das Saarland:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Tobias Hans

Für den Freistaat Sachsen:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Michael Kretschmer

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Daniel Günther

Für den Freistaat Thüringen:

Hamburg, den 26. 10. 2018	 Bodo Ramelow

Protokollerklärung aller Länder zu § 11 d Abs. 2 des 
Rundfunkstaatsvertrages

Im Anschluss an die Protokollerklärungen zu § 6 des 
Rundfunkstaatsvertrages im Rahmen des 12. Rundfun-
känderungsstaatsvertrages und zu § 11 e Abs. 3 des Rund
funkstaatsvertrages im Rahmen des 19. Rundfunkände-
rungsstaatsvertrages betonen die Länder erneut die Not-
wendigkeit fairer Vertragsbedingungen zwischen ARD 
und ZDF einerseits und der Film- und Medienprodukti-
onswirtschaft andererseits. Die Film- und Medienpro-
duktionswirtschaft leistet einen bedeutenden Beitrag zur 
hohen Qualität des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. 
Vor dem Hintergrund der kontinuierlich wachsenden Be-
deutung von Abrufangeboten im Internet ist es geboten, 
die derzeitigen Vertragsbedingungen in einer Weise an-
zupassen, die der Film- und Medienproduktionswirt-
schaft unter Berücksichtigung einer Rechteverteilung 
eine angemessene Finanzierung der Produktionen si-
chert, die sie für ARD und ZDF auch zur Nutzung im 
Internet liefert. ARD und ZDF werden daher gebeten, 
die Vertragsbedingungen insbesondere hinsichtlich der 
Telemedienangebote zu aktualisieren und, soweit dies 
mit den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit vereinbar ist, zu verbessern.
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Verordnung des Ministeriums für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 

zur Änderung der Verordnung  
zur Durchführung des Jagd- und 

Wildtiermanagementgesetzes und zur 
Änderung der Durchführungsverordnung 

zum Waffengesetz

Vom 22. Januar 2019

Es wird verordnet auf Grund von

1. § 31 Absatz 3 Satz 1, § 33 Absatz 7 Nummer 4 und 
§ 41 Absatz 4 Satz 1 des Jagd- und Wildtiermanage
mentgesetzes vom 25. November 2014 (GBl. S. 550), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Ok-
tober 2016 (GBl. S. 577) geändert worden ist, und

2. § 55 Absatz 6 des Waffengesetzes vom 11. Oktober 
2002 (BGBl. I S. 3970, ber. S. 4592 und 2003 I S. 1957) 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juni 
2017 (BGBl. I S. 2133) geändert worden ist, in Verbin-
dung § 5 Absatz 2 der Durchführungsverordnung zum 
Waffengesetz vom 8. April 2003 (GBl. S. 166), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 5. Mai 
2015 (GBl. S. 313, 314), im Einvernehmen mit dem 
Innenministerium:

Artikel 1

Änderung der Verordnung zur Änderung der  
Verordnung zur Durchführung des Jagd- und  

Wildtiermanagementgesetzes

In Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung zur Änderung der 
Verordnung zur Durchführung des Jagd- und Wildtier-
managementgesetzes vom 25. Februar 2018 (GBl. S. 62) 
wird die Angabe »28. Februar 2019« durch die Angabe 
»29. Februar 2020« ersetzt.

Artikel 2

Änderung der Durchführungsverordnung  
zum Waffengesetz

§ 5 Absatz 1 Satz 1 der Durchführungsverordnung zum 
Waffengesetz vom 8. April 2003 (GBl. S. 166), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 5. Mai 
2015 (GBl. S. 313, 314), wird wie folgt geändert:

1.	In Nummer 10 wird nach der Angabe »Ulm-« ein 
Komma eingefügt. 

2.	Nach den Wörtern »-Beschussamt Ulm-,« werden 
nach einer Leerzeile die Wörter »11 die Wildfor-
schungsstelle am Landwirtschaftlichen Zentrum für 
Rinderhaltung, Grünlandwirtschaft, Milchwirtschaft, 
Wild und Fischerei Baden-Württemberg (LAZBW)« 
eingefügt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 22. Januar 2019� Hauk

Verordnung des Justizministeriums zur 
Aufhebung von Grundbucheinsichtsstellen

Vom 29. Januar 2019

Auf Grund von § 35 a Absatz 1 Satz 2 des Landesgesetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 12. Februar 1975 
(GBl. S. 116), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 23. Mai 2017 (GBl. S. 265, 266) geändert worden ist, 
wird verordnet:

Artikel 1

Die Grundbucheinsichtsstellen bei den Gemeinden Flein, 
Kaisersbach, Mundelsheim und Untereisesheim werden 
aufgehoben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 2019 in Kraft.

stuttgart, den 29. Januar 2019� Wolf
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Berichtigung des 
Landesverfassungsschutzgesetzes  

in der Fassung vom 5. Dezember 2005  
(GBl. 2006, S. 1), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes  
vom 18. Dezember 2018 (GBl. S. 1552)

Das Landesverfassungsschutzgesetz in der Fassung vom 
5. Dezember 2005 (GBl. 2006, S. 1), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 
(GBl. S. 1552), wird wie folgt berichtigt:

1.	In § 16 a Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe »§ 15 b Ab-
satz 4« durch die Angabe »§ 16 b Absatz 4« ersetzt.

2.	In § 16 b Absatz 4 wird die Angabe »nach § 15 a« 
durch die Angabe »nach § 16 a« ersetzt.

3.	§ 16 e wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »nach § 15 c 
und § 15 d« durch die Wörter »nach § 16 c und 
§ 16 d« ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe »nach § 15 c« 
durch die Angabe »nach § 16 c« und werden die 
Wörter »§ 15 d Absatz 1 und 2« durch die Wörter 
»§ 16 d Absatz 1 und 2« sowie die Wörter »in 
§ 15 d Absatz 2« durch die Wörter »in § 16 d Ab-
satz 2« ersetzt.

4.	§ 16 f wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter »§§ 15 d, 
15 e, 15 h Absatz 1 und § 15 i Absatz 1 Satz 2« 
durch die Wörter »§§ 16 d, 16 e, 16 h Absatz 1 und 
§ 16 i Absatz 1 Satz 2« ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe »§ 15 h« durch 
die Angabe »§ 16 h« ersetzt.

5.	In § 16 i Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe »§ 15 h Ab-
satz 1« durch die Angabe »§ 16 h Absatz 1« ersetzt.

6.	In § 16 j Satz 2 werden die Wörter »des § 15 h Ab- 
satz 1« durch die Wörter »des § 16 h Absatz 1« ersetzt.

7.	In § 16 k Satz 2 wird die Angabe »nach § 15 c« durch 
die Angabe »nach § 16 c« sowie in § 16 k Satz 3 die 
Angabe »§ 15 h Absatz 1« durch die Angabe »§ 16 h 
Absatz 1« ersetzt.
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